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P r o t o k o l l  
 
 
Fachausschuss / Thema: 141. Tagung des Fachausschusses   

für Kontrollamtsangelegenheiten   
 
Name / ÖStB-ReferentIn: Oliver Puchner 

 
Organisation / VeranstalterIn: Stadt Amstetten 

 
TeilnehmerInnen  
(Stadt, Gemeinde, Dienststelle): siehe Anwesenheitsliste 

 
Themenschwerpunkte: Aktuelle Herausforderungen im Bereich  

kommunaler Klimaschutzmaßnahmen 
 
Ort und Zeitraum: Amstetten, 14. und 15.4.2026 

 
Inhaltliche Beschreibung: 

 
1.) Begrüßung und Mitteilungen  

Der Vorsitzende des Fachausschusses Stadtrechnungshofdirektor Werner Sedlak 
eröffnet die Sitzung und bedankt sich bei den Gastgebern und freut sich auf das gut 
zusammengestellte Programm. Die große Herausforderung der nächsten Jahre wird 
darin bestehen, die ambitionierten Klimaziele unter Bedachtnahme der 
Ausgabensteigerungen in wichtigen Bereichen der Kommunen mit den angespannten 
Budgets in Einklang zu bringen und umzusetzen. 

Bürgermeister Christian Haberhauer erinnert an die Einrichtung des 
Bahnknotenpunktes in Amstetten, der ausschlaggebend für das Wachstum und die 
Entwicklung der Stadt war. Die Landesausstellung im Stadtteil Mauer widmet sich 
der psychischen Gesundheit. Aktuell ist die Birnbaumblüte im vollem Gange und ist 
prägend für das Mostviertel. 

Generalsekretär Thomas Weninger verweist auf die Leistungen der Städte und 
Gemeinden und die aktuell laufenden Beratungen der Reformpartnerschaft. 

Kontrollamtsleiterin Liane Harreither erinnert an die Tagung vor 10 Jahren, die sich 
dem Katastrophenschutz gewidmet hatte. Dazu passt auch das aktuelle Thema. 

2.) Kommunales Klima- und Energiemanagement in Oberösterreich   

Die Grundlage für den Vortrag von Thomas Hammer und Manfred Holzer-
Ranetbauer (beide LRH OÖ) ist LRH-Initiativprüfung "Kommunales Klima- und 
Energiemanagement in Oberösterreich" aus dem Jahr 2024. Themen waren 
insbesondere: 

• Rechtliche Rahmenbedingungen der Klima- und Energiewende 
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• Strategische Ausrichtung und Steuerung durch das Land OÖ in der neuen OÖ. 
Klima- und Energiestrategie  

• Herausforderungen für die oö. Gemeinden im Hinblick auf die Energiewende 
bzw. den Einsatz erneuerbarer Energieträger 

• Maßnahmen ausgewählter Gemeinden und deren Beteiligungsunternehmen 
im Bereich Klima- und Energiemanagement 

Die Klimaziele bedeuten für die Gebietskörperschaften, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, um die Folgekosten zu begrenzen. Zudem ist die Vorbildwirkung zu 
beachten. Europarechtliche Vorgaben und nationalstaatliche Ziele sind auch für 
Gemeinden bindend. 

Aus Sicht der oö. Gemeinden ergibt sich folgendes Umfeld: 

 

Der Klima- und Energiefonds ist das zentrale Steuerungsinstrument des Bundes, 
wobei aktuell 4 Ministerien zuständig sind, während es davor nur eines war. Mit 
KEM und KLAR hat der Fonds zwei große Programme aufgelegt. 

Der Energiesparverband ist ein Spezifikum des Landes. 

Es zeigt sich, dass kommunale Klima- und Energiewende organisatorisch weitgehend 
von freiwilligen Mitgliedschaften der Gemeinden in regionalen Netzwerken oder der 
Teilnahme an Förderprogrammen geprägt wird und es deutliche Unterschiede bei 
Anzahl und Art der Mitgliedschaften gibt, ohne sachlich nachvollziehbare 
Begründung. Vor allem Kleingemeinden sind oft mit Vielzahl an Möglichkeiten 
überfordert.  

Für eine strukturelle Weiterentwicklung in den Gemeinden wäre eine zentrale 
Steuerung durch das Land OÖ notwendig. Dabei spielen u.a. folgende Punkte eine 
Rolle: 

• Anreize in der BZ-Mittelverteilung hinsichtlich Klimarelevanz schaffen 

• Hürden für Härteausgleichsgemeinden beseitigen (z.B. in Bezug auf 
Mitgliedschaften bei Klimainitiativen, Contracting-Modelle) 

• Unterstützung durch das Land bei der Umsetzung der EU-Richtlinie zur 
Energieeffizienz (EED III) 
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• Verbindlichkeit von regionalen Mitgliedschaften erhöhen 

• LEADER gleichzeitig als KEM und KLAR!-Regionen ausgestalten 

• flächendeckende Struktur der Oö. Bezirksabfallverbände nutzen (z.B. 
Weiterentwicklung zu Umweltverbänden) 

Gerade in der Windkraft hat OÖ großen Nachholbedarf und Potenzial. Hier haben die 
Gemeinden die Aufgabe, die Akzeptanz zu erhöhen. 

Hinsichtlich kommunaler Klima- und Energiestrategien kommt der LRH OÖ zu den 
Schlussfolgerungen: 

 Abgestimmt mit übergeordneten Strategien (z.B. Land OÖ) sollte jede 
Gemeinde eine Klima- und Energiestrategie entwickeln. 

 Daraus abgeleitet soll ein Konzept mit konkreten Maßnahmen erstellt werden. 
 Dafür werden auf kommunaler Ebene zusätzliche Ressourcen erforderlich 

sein. 
 In jeder Gemeinde sollte es einen Klima- und Energiebeauftragten geben, um 

der Komplexität und dem Querschnittscharakter gerecht zu werden. 
 PV-Strategie sollte Teil der Gesamt-Strategie sein (Mindestanforderung 

Analyse und Prioritätenreihung). 
 Führung einer strukturierten Energiebuchhaltung, die eigentlich schon 

landesrechtlich vorgeschrieben ist. 

Auch zum Energiesparen gibt es Hinweise im RH-Bericht; etwa Heizung und Licht 
am Wochenende, Einsatz von LED-Lampen, Contracting-Modelle etc. 

Sowohl hinsichtlich der Energieausweise als auch der Überprüfung von 
Feuerungsanlagen gibt es Verbesserungsbedarf. 

Der LRH empfiehlt auch die Unterstützung von landeseigenen Stellen (in OÖ: 
Energiesparverband) in Anspruch zu nehmen. 

Die EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED III) bringt sowohl hinsichtlich der 
thermischen Sanierung als auch des Endenergieverbrauchs große 
Herausforderungen. Hier ergibt sich auch ein großes Spannungsfeld zur aktuellen 
Budgetlage. Die Linz AG muss etwa jedes Jahr bis 2040 100 Mio. investieren. 

Die Analyse des Bereiches Klima- und Energiemanagement ist nunmehr Teil jeder 
Gemeindeprüfung des LRH. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 

3.) Anpassungen an den Klimawandel in Wels und Wiener Neustadt 

Abteilungsleiterin Birgit Caesar-Stifter (RH Österreich) stellt den Bericht aus dem 
Jahr 2024 vor. Der Fokus lag auf: 

 Raumordnung 
 urbane Frei- und Grünflächen 
 Bauen und Wohnen 
 Verkehrsinfrastruktur und Mobilität 



4/9 

 Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft 

Gerade in den Städten ist die Klimakrise deutlich spürbar:  

 Hohes bzw. sehr hohes Risiko der Hitzebelastung für vulnerable Personen 
besteht in Wels für 28 % des Stadtgebiets (1.282 ha) und in Wiener Neustadt 
für 17 % des Stadtgebiets (1.041 ha). 

 Wiener Neustadt ist (von der Anzahl der Hitzetage) stärker betroffen als Wels. 
 Bis 2050 ist mit einer großen Zunahme der Hitzetage zu rechnen. 

Schutz besonders vulnerabler Personen vor extremer Hitzebelastung ist eine Aufgabe 
der staatlichen Daseinsvorsorge. Der nationale Hitzeschutzplan (Juni 2024) sieht 
Maßnahmen des Bundes in Kooperation mit den Ländern und der GeoSphere Austria 
vor, insbesondere bei länger andauernden Hitzewellen. 

Wels und Wiener Neustadt haben noch wenige spezifische Vorkehrungen, um 
besonders gefährdete Personen vor extremer Hitze zu schützen, z.B. Errichtung 
öffentlicher Trinkbrunnen. Diese Maßnahmen müssen auch ausreichend und 
zielgruppenorientiert kommuniziert werden. 

Die Raumordnung spielt bei der Klimawandelanpassung eine Schlüsselrolle. 
Während es für Wels eine Regionalklimaanalyse des Landes gab, fehlt diese für 
Wiener Neustadt. Empfehlungen machte der RH dahingehend u.a., über regionale 
Raumordnungsprogramme Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie 
Ventilationsbahnen freihalten und zur Einführung eines Grünflächenfaktors 
(Verhältnis Vegetations- zu Bauplatzfläche) über Bebauungspläne. Es gilt auch die 
Entsiegelung von Verkehrsflächen zu forcieren und im Rahmen von städtebaulichen 
Projekten vorantreiben. Während in Wels die Volksgartenerweiterung sehr positiv 
bewertet wird, sind in Wiener Neustadt die Projekte Maximilium am Stadtpark und 
der Ringschluss kritisch zu sehen. 

Im Handlungsfeld urbane Frei- und Grünflächen wurden den untersuchten Städten 
empfohlen weitere mögliche Standorte für Bäume zu erheben und für das Land OÖ 
gilt es, den Baumschutz auf privatem Grund voranzutreiben. 

Um für den zukünftigen Wärmeanstieg gerüstet zu sein, empfiehlt der RH den 
Ländern die Überarbeitung OIB-Richtlinie 6. Die Städte selbst setzen Maßnahmen 
bei den Amtsgebäuden. Bei den Wohngebäuden ist aber noch Handlungsbedarf 
gegeben. 

Im Handlungsfeld Verkehrsinfrastruktur/Mobilität wird dazu geraten, Gehwege, 
Radwege und Haltestellen zu beschatten. 

Die Wasserversorgung ist in beiden Städten gut gesichert und auch eine unmittelbare 
Hochwassergefahr besteht nicht. Allerdings sollte das Kanalnetz für 
Starkregenereignisse von Niederschlagswasser entlastet werden. 

Zur Finanzierung all der Maßnahmen wird den Städten empfohlen den zukünftigen 
Mittelbedarf abzuschätzen und vorzusorgen, während die Länder ihre 
Förderprogramme evaluieren sollten. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 
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4.) Schwammstadt 

Stadtbaudirektor Thomas Moraus (Villach) berichtet, wie eine Grüne Achse mit 10 
Bäumen errichtet wurde. Die Bäume wurden nach dem Schwammstadt-Prinzip 
eingesetzt, da in der Umgebung die Hitze auch für die Bäume eine große 
Stresssituation darstellt. Der Wurzelraum sollte der Größe der Krone entsprechen. 

Von Anfang an wurde stark auf Bürger:innenbeteiligung, etwa mit regelmäßigen 
Baustellenstammtischen, gesetzt. Dies war gerade deshalb wichtig, da in einem 
bestehenden, sehr schmalen Platz jede zusätzliche Nutzung in Konflikt mit 
bestehenden (Villacher Fasching, Kirchtag, Schanigärten, Fahrgassen etc.) kommt. So 
wurde das ganze Projekt auch in drei Bauphasen errichtet, um zu möglichst wenig 
Einschränkungen zu führen. Es gelang auch den Fernwärmeanbieter und die 
Glasfaseranbieter gleich mitzunehmen, um die Sperre auszunutzen. 

Bestehende Einbauten mussten teilweise verlegt werden, um nicht im Schadensfall, 
wieder den Baum ausgraben zu müssen. 

Die Baugrube wird mit Grobschlag ausgefüllt, damit die Oberflächenpflasterung 
weiterhin voll belastbar bleibt. 

Die Aufenthaltsqualität und damit auch die Frequenz am Hauptplatz hat massiv zu 
genommen. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 

5.) Bürgerbeteiligungen in Zeiten des Klimawandels 

Vizebürgermeister Markus Brandstetter (Amstetten) berichtet zur Umsetzung am 
Hauptplatz und die notwendige, aktive Bürger:innenbeteiligungen. 

Vor dem Hintergrund der Pandemie mussten digitale Formate und Umfragen einen 
großen Teil übernehmen. Mit Stadtsafaris konnten aber auch sehr kommunikative 
Maßnahmen gesetzt werden. Auch Baustellensafaris wurden durchgeführt, um 
möglichst früh direkt kommunizieren zu können. 

Gleichzeitig wurden die Stadtbusse komplett auf Elektroantrieb umgestellt. Durch die 
Anschaffung eines weiteren Busses konnte auf teure Ladeinfrastruktur verzichtet 
werden. 

Aktuell läuft das Projekt Arcadia mit dem Klimamodell, der Marktgärtnerei und 
Climathon. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 

6.) Informationsfreiheit und Kontrolleinrichtungen 

Rainer Wendel (StRH Wien) unterscheidet in seinem Beitrag die Rechtslage vor und 
nach dem 31.8.2025. Art 20 Abs. 3 bis 5 B-VG wurden ebenso wie die 
Auskunftspflichtgesetze aufgehoben. Stattdessen ist nun mit dem BGBl. I Nr. 5/2024 
das Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert und ein 
Informationsfreiheitsgesetz erlassen wird, in Kraft. 
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Der Art 22a B-VG sieht eine proaktive Informationsplicht für u.a. Organe der 
Bundes-, Landes- und Gemeindeverwaltung (Ausnahme Gemeinden < 5.000 EW) für 
Informationen von allgemeinem Interesse vor, soweit kein 
Geheimhaltungstatbestand vorliegt. LRH und RH sind allerdings keine 
Verwaltungsorgane; für sie gilt die Bestimmung nur im Rahmen ihrer 
Verwaltungstätigkeit, nicht für die Prüfung. 

Auf einfachgesetzlicher Ebene regelt das IFG die Details. 

Gegenüber dem Recht auf Information ist das Recht auf Datenschutz abzuwägen. 
Hiebei ist zwischen personenbezogenen Daten und anonymisierten Daten zu 
unterscheiden. 

Der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen ist auf Bundes- und 
Landesebene für die jeweiligen Kontrolleinrichtungen gesetzlich geregelt. Dies gilt 
auch dem Schutz im Hinblick auf schadenersatzrechtliche und strafrechtliche 
Konsequenzen. Ein Geheimnis muss aber auch von kommerziellem Interesse sein 
und auch vom Unternehmen geschützt werden. 

Im Verfahren nach dem IFG ist auch eine Verweisung auf bereits veröffentlichte oder 
auf anderem Weg einfacher zugängliche Information zulässig. 

Keine Informationserteilung erfolgt auch bei missbräuchlichem Antrag oder 
unverhältnismäßiger Beeinträchtigung der sonstigen Tätigkeit. 

Das IFG findet subsidiär Anwendung, d.h. es wird nicht angewendet, wenn es bereits 
besondere Informationszugangsregelungen gibt. 

Die Auswirkungen auf den StRH Wien stellen sich wie folgt dar: 

 während der Prüf- und Berichtsphase: keine Informationserteilung 
 proaktive Informationspflicht: Veröffentlichung der Berichte und der 

Geschäftsordnung auch auf data.gv.at 
 nach Veröffentlichung des Berichtes: bei einer konkreten Anfrage Verweis auf 

die Stelle, die die Information zur Verfügung gestellt hat 
 Erstellung eines eigenen Prozesses 

Zum Bürgeranliegen und Auskunftsbegehren nach dem DSG ist eine Abgrenzung 
notwendig. Grundsätzlich gilt es auch die Rechtsprechung abzuwarten. Auch gibt es 
eine abweichende Rechtslage zwischen dem RH und den LRH. 

Auch für die städtischen Kontrolleinrichtungen, die ja Teil der Verwaltung sind, gilt 
es bei der proaktiven Informationspflicht zu beurteilen, ob es sich um Informationen 
von allgemeinem Interesse handelt und ob Geheimhaltungsgründe bestehen. 
Allerdings sieht das Gesetz keine Sanktionen vor. Unsicher ist die Abgrenzung 
zwischen klassischen Kontrollamtsberichten und internen Berichten, die eher einer 
Internen Revision entsprechen. Eine Argumentation mit Geheimhaltungsgründen ist 
immer zu prüfen. Protokolle von nicht-öffentlichen Sitzungen sind jedenfalls nicht zu 
veröffentlichen, weil es meist dezidiert so geregelt ist und weil sie zur Vorbereitung 
einer Entscheidung dienen. 
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Bei einem Antrag auf Informationserteilung ist zu prüfen, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen (Information, kein Geheimhaltungsgrund, Verweis auf geprüfte 
Stelle etc.) vorliegen. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 

7.) Datenanalyse im Stadtrechnungshof Wien  

Robert Ahm (StRH Wien) geht zu Beginn seines Vortrags auf die Ausstattung 
(Hardware, Software) ein. Die WienKI nutzt OpenAI Services in der Microsoft Azure 
Cloud, wobei lt. Microsoft die Daten nicht zum Training verwendet werden. Zudem 
werden alle Chatinhalte verschlüsselt. Ein KI-Kompass regelt den dienstlichen 
Umgang mit der KI. 

Schon bei der Prüfplanung wird auch der Bedarf an Datenanalyse angemeldet. Bei 
der konkreten Prüfung sind ggf. die Datenanalysten auch bei den Besprechungen mit 
der geprüften Stelle anwesend. 

Das DA-Team sichtet die Daten, bereitet sie auf, fordert Daten bei Bedarf nach und 
führt schließlich die notwendigen Analysen durch. Neben klassischen Balken- und 
Liniendiagrammen sind auch kartographische Auswertungen möglich. Die 
Bedeutung von Visualisierungen zeigt sich auch daran, dass mehr als ein Viertel der 
Arbeitszeit in diesen Bereich investiert werden. 

Ein großes Projekt ist „TSI Improving the Audit function with AI“, das von der EK 
gefördert und durch das BKA koordiniert wird. Die Beratung erfolgt durch die OECD. 
Ein Ziel dabei ist die Stärkung der datengetriebenen Prüfmethoden. 

Ziele der RH sind u.a.: 

• Automatisierung von Routine bzw. wiederkehrenden Aufgaben 
• höhere Genauigkeit & Qualität - Anomalie- & Risikoerkennung 
• Analyse umfangreicher Datensätze statt kleinerer Stichproben 
• verbesserte Visualisierung & Berichterstattung 

Gerade auch bei der Verarbeitung großer Mengen an Dokumenten kann die KI sehr 
hilfreich sein. 

Weitere Details entnehmen Sie bitte den Vortragsunterlagen. 

8.)  Allfälliges 

 Rechnungsabschluss und Prüfarbeit 

o Hannes Liposchek berichtet über die Ergebnisse seiner Umfrage. 
Er weißt auch auf die Bestimmungen des neuen Stabilitätspaktes 
hin. 

 Die Umfrage hat etwa bei den Bankauskünften 
unterschiedliche Vorgehensweisen ergeben. Von „sehr 
detailliert“ bis „überhaupt nicht“, spannt sich das 
Spektrum. Auch die Spesen der Banken für ihre Auskünfte 
unterscheiden sich doch erheblich; eine Überprüfung 
erscheint hier sinnvoll. 
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 In der Nicht-Voranschlagswirksame-Gebarung sind nicht 
immer alle Buchungen von außen leicht nachvollziehbar. 
Die Anregung ist hier das jeweilige Gegenkonto 
auszuweisen. 

 Wie streng eine 12tel-Regelung in einem 
Voranschlagsprovisorium ausgelegt wird, ist nicht 
abschließend geregelt. 

 Akteneinsicht für den Kontrollausschuss bezieht sich nach 
einhelliger Meinung auf den Schlussbericht und nicht die 
zugrunde liegenden Unterlagen. Auch Aussagen zu 
laufenden Prüfverfahren werden nicht erteilt. 

 Berichte werden nie skartiert, die Unterlagen so bald die 
Follow-up-Prüfung erledigt ist oder es eine 
Skartierungsordnung vorsieht. 

 IFG - Erweiterung der automatisierten Einbindung von 
Berichten zum Internet-Portal der öffentlichen Kontrolle in 
Österreich www.kontrolle.gv.at 

o Oliver Puchner berichtet kurz über die Initiative und kündigt 
eine Umfrage dazu an 

 wirsindstadt# 

o Oliver Puchner erinnert an die Möglichkeit, Jobprofile und 
entsprechende Videos auf der Plattform zu veröffentlichen. 
Anleitungen sind vorhanden. 
Nur wenn möglichst viele Städte und Berufsgruppen mitmachen, 
wird die Seite attraktiv und lebendig. 

 
 
Weiterführende Informationen:  

www.staedtebund.gv.at    
 
Weitere Veranlassungen / Aufgaben:
 
Aufgabe Wer Bis wann 

   
   

 
nächster Termin / Ort / Themen: 

 Symposium nur mehr alle zwei Jahre 
 21. und 22.10.2026: Bregenz 
 Frühjahr 2027: noch offen 
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Abschrift ergeht an: 

Alle Ausschussmitglieder     
 
Abschrift ergeht nachrichtlich an: 

Generalsekretär OSR Dr. Weninger, MLS zur Information 
 
 
Datum: 16.04.2026 
 
 
 
 Oliver Puchner Werner Sedlak Thomas Weninger 
....................................................................................................................... ....................................................................................................................... ....................................................................................................................... 
 

 Referent/in Vorsitzende/r Generalsekretär 


